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Handlungsempfehlungen für die Beschäftigung schwangerer 

Frauen unter SARS-CoV-2-Risiko 

(Stand 04. Juni 2020) 

Gefährdungsbeurteilung der Arbeitgeberin oder des Arbeitgebers: 

Bisher gibt es nach wie vor wenige Erfahrungen und wissenschaftliche Erkenntnisse darüber, 

welche Auswirkungen eine Infektion mit SARS-CoV-2 auf die schwangere oder stillende Frau 

bzw. auf das Kind hat. 

Eine Epidemie ist eine besondere Situation, die besondere Schutzmaßnahmen für die Schwan-

gere verlangt. Dies galt auch schon für die klassische Grippe-Epidemie, umso mehr nun für die 

SARS-CoV-2-Pandemie. 

Bitte beachten Sie, dass die Lage sehr dynamisch ist. Tagesaktuelle Empfehlungen zur 

SARS-CoV-2-Pandemie finden Sie auf der Homepage des Robert-Koch-Institutes. 

Die Entscheidung über die zu ergreifenden Schutzmaßnahmen für eine schwangere Frau ist 

eine Einzelfallentscheidung, die vom Arbeitgeber unter Beteiligung der Betriebsärztin bzw. des 

Betriebsarztes und in Kenntnis des konkreten Arbeitsplatzes getroffen werden muss. Für den 

Arbeitsplatz der Schwangeren ist eine Gefährdungsbeurteilung durchzuführen, bei der auch 

die möglichen Gefährdungen durch das Coronavirus SARS-CoV-2 einzubeziehen sind. Im 

Rahmen der mutterschutzrechtlichen Gefährdungsbeurteilung ist zu berücksichtigen, dass die 

wissenschaftliche Erkenntnislage derzeit in vielen Fragen zu SARS-CoV-2 noch lückenhaft ist, 

etwa: 

 ob Schwangere gegebenenfalls ein erhöhtes Risiko haben, sich anzustecken, 

 ob sich die Übertragung des Erregers auf das Kind endgültig ausschließen lässt, 

 was die zu befürchtenden Folgen einer solchen Übertragung für das Kind wären, 

 wie der Krankheitsverlauf in der Schwangerschaft zu beurteilen ist. 

So kann derzeit noch nicht zuverlässig eingeschätzt werden, ob Schwangere aufgrund der 

physiologischen Veränderungen in der Schwangerschaft eine erhöhte Wahrscheinlichkeit ha-

ben, durch SARS-CoV-2 zu erkranken und inwieweit bei Erkrankungen mit schweren Verläufen 

zu rechnen ist. Auch psychische Belastungen und therapeutische Maßnahmen aufgrund einer 

Erkrankung können eine unverantwortbare Gefährdung darstellen. Die Gefährdungsbeurtei-

lung einer Schwangeren sollte besonders folgende Aspekte berücksichtigen: 
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 langanhaltendes und hohes Fieber kann sich ungünstig auf das Ungeborene 

auswirken, 

 nicht alle notwenigen Medikamente können verabreicht werden, 

 in Zusammenhang mit COVID-19 können Blutgerinnungsstörungen verstärkt werden. 

Vor diesem Hintergrund, kann bei engem Kontakt einer Schwangeren zu ständig wechselnden 

Personen oder regelmäßigem Kontakt zu einer größeren Zahl an Ansprechpersonen, z. B. in 

der Kinderbetreuung, somit eine unverantwortbare Gefährdung im Sinne von § 9 MuSchG vor-

liegen. Soweit im Rahmen der Gefährdungsbeurteilung eine unverantwortbare Gefährdung 

festgestellt wird, ist bei der Umsetzung von Maßnahmen folgende Reihenfolge zu beachten: 

1. Umgestaltung der Arbeitsbedingungen, z. B. publikumsarme Tätigkeiten, 

Telearbeit. 

Wenn eine Umgestaltung nicht möglich ist: 

2. Umsetzung auf einen anderen Arbeitsplatz z. B. Verwaltungsarbeiten in einem 

unkritischen Bereich. 

Wenn die Umsetzung auch nicht möglich ist, dann: 

3. Freistellung von der Arbeit. 

Diese Maßnahmen hat der Arbeitgeber eigenverantwortlich umzusetzen. Es bedarf hier keiner 

ärztlichen oder behördlichen Bestätigung. 

Den Beschäftigten steht das Recht zu, aus Anlass der COVID-19-Pandemie arbeitsmedizini-

sche Wunschvorsorge nach ArbMedVV in Anspruch zu nehmen (unbenommen anderer Vor-

schriften der ArbMedVV). 

Liegt der Verdacht des Kontaktes mit einer infizierten Person oder sogar erkrankten Person 

vor, greift hier ein Beschäftigungsverbot bis zum 14. Tag nach dem Kontakt mit der Person. 

Die Wiederzulassungsfrist von 14 Tagen nach dem letzten Erkrankungsfall ergibt sich aus der 

Sicht des Mutterschutzes aus der Inkubationszeit mit SARS-CoV-2. Das Robert-Koch-Institut 

(RKI, www.rki.de) geht derzeit beim neuen SARS-CoV-2 von bis zu 14 Tagen Inkubationszeit 

aus. Eine schwangere Frau und ihr Kind sind während dieser Inkubationszeit vor ggf. auftre-

tenden Neuerkrankungen im Betrieb zu schützen. 

Schwangere und stillende Frauen haben bei Beschäftigungsbeschränkungen und -verboten 

Anspruch auf Zahlung des durchschnittlichen Arbeitsentgelts (§§ 18 und 21 MuSchG). Zur 

Rückfinanzierung dieser Aufwendungen nehmen alle Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber am 



 

 

3 

Hessisches Ministerium  

für Soziales und Integration 

D
o
k
u

m
e

n
te

n
-N

r.
: 

2
0

2
0

-1
0

6
5
1
6

 

U2-Verfahren nach dem Aufwendungsausgleichsgesetz (AAG) teil. Danach kann die Arbeitge-

berin bzw. der Arbeitgeber Leistungen, die sie bzw. er nach MuSchG erbringen muss, bei den 

zuständigen Krankenkassen oder der Minijob-Zentrale geltend machen. Auskünfte erteilen die 

Krankenkassen und die Minijob-Zentrale. 

In der aktuellen Situation der Pandemie sollen schwangere Frauen folgende Tätigkeiten 

nicht mehr ausüben: 

Bei beruflichen Tätigkeiten mit engem Umgang mit Menschen und häufig wechselndem Kon-

takt ist das Infektionsrisiko erhöht. Ein Erkrankungs- oder Verdachtsfall hinsichtlich einer 

SARS-CoV-2-Infektion unter dem Publikum oder den Kunden wird in der Regel nicht festzu-

stellen zu sein oder bekannt werden. Je stärker das SARS-CoV-2 verbreitet ist, umso höher ist 

die Wahrscheinlichkeit, dass unter dem Publikum oder den Kunden infizierte Personen sind. 

Umgekehrt bedeutet dies, dass bei einer Abnahme der Infektionszahlen eine unverantwortbare 

Gefährdung möglicherweise nicht mehr gegeben ist. Deshalb ist hier eine differenziertere Ge-

fährdungsbeurteilung notwendig, die das individuelle Infektionsrisiko der betroffenen Frau be-

urteilt. 

Beim Publikumsverkehr, körpernahem Kunden- und Patientenkontakt und überall dort, wo der 

nötige Abstand nicht eingehalten werden kann oder Körpernähe nicht vermeidbar ist, können 

Tätigkeiten insbesondere in folgende Arbeitsbereichen eine unverantwortbare Gefährdung dar-

stellen: 

 im Gesundheitsdienst, 

 in der Alten- und Krankenpflege, 

 im Verkauf im Einzelhandel und in Apotheken, 

 bei Behördentätigkeiten mit direktem Publikumsverkehr, 

 im Personentransport, 

 im Friseurhandwerk, Kosmetik- und Wellnessbereich, 

 in der Kinderbetreuung, in Kindertagesstätten und Schulen, 

 in Sportstudios und Freizeiteinrichtungen. 
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Aufsichtsbehörden in Hessen: 

Anschrift Aufsichtsbezirke 

Regierungspräsidium Darmstadt 
Wilhelminenstraße 1-3 
64283 Darmstadt 
Tel.: 06151-12 4001 
arbeitsschutz-darmstadt@rpda.hessen.de 

Kreise Bergstraße, Offenbach, 
Groß-Gerau, Darmstadt-Dieburg, 
Odenwaldkreis, Stadt Darmstadt  

Regierungspräsidium Darmstadt 
Gutleutstr. 114 
60327 Frankfurt am Main 
Tel.: 069-2714-0 
arbeitsschutz-frankfurt@rpda.hessen.de 

Main-Kinzig-Kreis, Wetteraukreis  
Städte Frankfurt  
und Offenbach  
 

Regierungspräsidium Darmstadt 
Simone-Veil-Str. 5 
65197 Wiesbaden 
Tel.: 0611-3309-2545 
arbeitsschutz-wiesbaden@rpda.hessen.de 

Main-Taunus-Kreis, 
Rheingau-Taunus-Kreis, 
Hochtaunuskreis, Stadt Wiesbaden 

Regierungspräsidium Gießen 
Liebigstraße 14 - 16 
35390 Gießen 
Tel.: 0641-303-3237 
arbeitsschutz-giessen@rpgi.hessen.de 

Kreise Gießen und Marburg-Biedenkopf, 
Vogelsbergkreis  
 

Regierungspräsidium Gießen 
Gymnasiumstr. 4 
65589 Hadamar 
Tel.: 0641-303-8600 
poststelle-afaslm@rpgi.hessen.de 

Kreis Limburg- 
Weilburg und  
Lahn-Dill-Kreis  
 

Regierungspräsidium Kassel 
Am Alten Stadtschloss 1 
34117 Kassel 
Tel.: 0561-106-2788 
arbeitsschutz@rpks.hessen.de 

Stadt Kassel, Kreise Kassel, Fulda, 
Waldeck-Frankenberg, 
Hersfeld-Rotenburg, Werra-Meißner-Kreis, 
Schwalm-Eder-Kreis 
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